jusline”’

»» Recht. Schnell

Sie kdnnen die QR Codes niitzen um spater wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

TE Bvwg Erkenntnis 2024/5/17 W155
2262894-2

JUSLINE Entscheidung

@ Veroffentlicht am 17.05.2024

Entscheidungsdatum

17.05.2024
Norm

BFA-VG §21 Abs7

B-VG Art133 Abs4

FPG §88 Abs2a

VWGVG §24 Abs4
VWGVG §28 Abs1
VWGVG §28 Abs2

. BFA-VG § 21 heute

—_

2. BFA-VG § 21 glltig von 01.06.2018 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

3. BFA-VG § 21 glltig ab 01.06.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

4. BFA-VG § 21 gultig von 01.11.2017 bis 31.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

5. BFA-VG § 21 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

6. BFA-VG § 21 glltig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

7. BFA-VG § 21 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

8. BFA-VG § 21 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt gedndert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

N

. FPG § 88 heute
2. FPG § 88 glltig ab 01.01.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
3. FPG § 88 giltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009
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4. FPG § 88 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

1. VWGVG § 24 heute

2. VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VWGVG § 24 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
4. VwGVG § 24 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

1. VWGVG § 28 heute

2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VwGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwWGVG § 28 gliltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch

W155 2262894-2/5E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Dr. KRASA Uber die Beschwerde von XXXX , geboren am
XXXX , Staatsangehdorigkeit Syrien, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom XXXX , Zahl
XXXX , zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Dr. KRASA U(ber die Beschwerde von
romisch XXXX , geboren am rémisch XXXX , Staatsangehdorigkeit Syrien, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir
Fremdenwesen und Asyl vom rémisch XXXX , Zahl rémisch XXXX, zu Recht:

A)
Die Beschwerde wird abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I.  Verfahrensgangrémisch eins.  Verfahrensgang:

Der Beschwerdefiihrer (in der Folge: Bf) stellte am XXXX einen Antrag auf internationalen Schutz in Osterreich. Der
Beschwerdefiihrer (in der Folge: Bf) stellte am rémisch XXXX einen Antrag auf internationalen Schutz in Osterreich.

Mit Bescheid des Bundesamtes flr Fremdenwesen und Asyl (in der Folge: belangte Behorde) vom XXXX , ZI. XXXX
wurde der Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal § 3
Abs 1 iVm & 2 Abs 1 Z 13 AsylG (Spruchpunkt I.) abgewiesen, dem Bf der Status des subsidiar Schutzberechtigten
gemalR 8 8 Abs 1 AsylG zuerkannt (Spruchpunkt Il.) und ihm eine befristete Aufenthaltsberechtigung fur subsidiar
Schutzberechtigte fur ein Jahr erteilt (Spruchpunkt Ill.).Mit Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (in
der Folge: belangte Behdrde) vom romisch XXXX , ZI. romisch XXXX wurde der Antrag auf internationalen Schutz
bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemal3 Paragraph 3, Absatz eins, in Verbindung mit
Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG (Spruchpunkt rémisch eins.) abgewiesen, dem Bf der Status des subsidiar
Schutzberechtigten gemald Paragraph 8, Absatz eins, AsylG zuerkannt (Spruchpunkt rémisch Il.) und ihm eine
befristete Aufenthaltsberechtigung fur subsididr Schutzberechtigte fir ein Jahr erteilt (Spruchpunkt rémisch I11.).

Der Bf erhob gegen Spruchpunkt I. des Bescheides fristgerecht BeschwerdeDer Bf erhob gegen Spruchpunkt rémisch
eins. des Bescheides fristgerecht Beschwerde.
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Die gegen Spruchpunkt |. dieses Bescheides erhobene Beschwerde wurde mit Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes vom XXXX , zu Zahl XXXX, als unbegriindet abgewiesen und die Revision fur nicht zulassig
erklart.Die gegen Spruchpunkt romisch eins. dieses Bescheides erhobene Beschwerde wurde mit Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes vom rémisch XXXX, zu Zahl rémisch XXXX , als unbegriindet abgewiesen und die Revision
far nicht zulassig erklart.

Mit Beschluss vom XXXX lehnte der Verfassungsgerichtshof die Behandlung der - gegen das ergangene Erkenntnis -
erhobene Beschwerde ab und trat diese dem Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung ab.Mit Beschluss vom rémisch
XXXX lehnte der Verfassungsgerichtshof die Behandlung der - gegen das ergangene Erkenntnis - erhobene

Beschwerde ab und trat diese dem Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung ab.

Mit Eingabe an die belangte Behdérde am 01.08.2023 und unter Verwendung eines behdérdlichen Formulars stellte der
Bf den Antrag, einen Fremdenpass flr subsididr Schutzberechtige gemal § 88 Abs 2a FPG auszustellen.Mit Eingabe an
die belangte Behérde am 01.08.2023 und unter Verwendung eines behordlichen Formulars stellte der Bf den Antrag,

einen Fremdenpass fur subsidiar Schutzberechtige gemal} Paragraph 88, Absatz 2 a, FPG auszustellen.

Mit als ,Verstandigung vom Ergebnis der Beweisaufnahme” bezeichnetem Schreiben vom XXXX teilte die belangte
Behdérde dem Bf mit, dass beabsichtigt sei, den Antrag abzuweisen. Sie hielt darin als nahere Begrindung fur ihre
Sichtweise fest, dass seitens des BVwG im Erkenntnis vom XXXX festgestellt worden sei, dass ihm in seinem
Herkunftsland Syrien keine individuelle Verfolgung seitens des Staates drohe. Es sei dem Bf daher zumutbar sei, sich
einen syrischen Reisepass von der syrischen Botschaft zu beschaffen.Mit als ,Verstandigung vom Ergebnis der
Beweisaufnahme” bezeichnetem Schreiben vomrémisch XXXX teilte die belangte Behdrde dem Bf mit, dass
beabsichtigt sei, den Antrag abzuweisen. Sie hielt darin als ndhere Begrindung fur ihre Sichtweise fest, dass seitens
des BVwWG im Erkenntnis vom romisch XXXX festgestellt worden sei, dass ihm in seinem Herkunftsland Syrien keine
individuelle Verfolgung seitens des Staates drohe. Es sei dem Bf daher zumutbar sei, sich einen syrischen Reisepass
von der syrischen Botschaft zu beschaffen.

Mit Stellungnahme vom XXXX teilte der Bf mit, dass er - nach Erhalt der Verstandigung vom Ergebnis der
Beweisaufnahme - am XXXX mit der Absicht einer Passbeantragung zur syrischen Botschaft gegangen sei. Er habe dort
ein Informationsblatt mit den erforderlichen bzw. bendtigten Unterlagen erhalten. Es gebe jedoch mehrere
Dokumente, die er nicht vorlegen kdnne. Er kdnne seinen alten Reisepass nicht vorlegen, da dieser im Krieg verloren
gegangen sei. DarUber hinaus kdnne er auch nicht nach Syrien fahren und dort eine Familienkarte vom Magistrat
abholen. Diese musse sogar vom syrischen Aul3enministerium beglaubigt werden und durfe diese Beglaubigung nicht
alter als drei Monate sein. Da er ohne diese Unterlagen keinen syrischen Reisepass erhalten kdnne und die Besorgung
dieser Unterlagen fur ihn nicht moglich sei, ersuchte er um Stattgabe seines Antrages zum Erhalt eines
Fremdenpasses von der Republik Osterreich.Mit Stellungnahme vom rémisch XXXX teilte der Bf mit, dass er - nach
Erhalt der Verstandigung vom Ergebnis der Beweisaufnahme -a mromisch XXXX mit der Absicht einer
Passbeantragung zur syrischen Botschaft gegangen sei. Er habe dort ein Informationsblatt mit den erforderlichen bzw.
bendtigten Unterlagen erhalten. Es gebe jedoch mehrere Dokumente, die er nicht vorlegen kdnne. Er kénne seinen
alten Reisepass nicht vorlegen, da dieser im Krieg verloren gegangen sei. Dartber hinaus kénne er auch nicht nach
Syrien fahren und dort eine Familienkarte vom Magistrat abholen. Diese misse sogar vom syrischen
AuBenministerium beglaubigt werden und dirfe diese Beglaubigung nicht alter als drei Monate sein. Da er ohne diese
Unterlagen keinen syrischen Reisepass erhalten kdnne und die Besorgung dieser Unterlagen fir ihn nicht moglich sei,
ersuchte er um Stattgabe seines Antrages zum Erhalt eines Fremdenpasses von der Republik Osterreich.

In einer weiteren nunmehr von der Caritas Asylzentrum unterstltzen Stellungnahme vom XXXX wiederholte der Bf,
dass ihm die Beantragung eines syrischen Reisepasses in der syrischen Botschaft nicht méglich sei. Er befiirchte, dass
er durch den Kontakt mit der syrischen Botschaft Repressionen ausgesetzt sei. Zudem beflrchte er, dass er vom
syrischen Regime oder den Kurden gezwungen werde, im Krieg zu kdmpfen. Er wolle nicht téten und sei daher
geflohen. Ferner beflirchte er, dass dem syrischen Regime seine Reisebewegungen bekannt werden kénnen und dass
dies seine in Syrien lebenden Angehdrigen (seine Mutter und eine Schwester) in Gefahr bringen kdnne.In einer
weiteren nunmehr von der Caritas Asylzentrum unterstitzen Stellungnahme vom rémisch XXXX wiederholte der Bf,
dass ihm die Beantragung eines syrischen Reisepasses in der syrischen Botschaft nicht moglich sei. Er befiirchte, dass
er durch den Kontakt mit der syrischen Botschaft Repressionen ausgesetzt sei. Zudem beflrchte er, dass er vom
syrischen Regime oder den Kurden gezwungen werde, im Krieg zu kdmpfen. Er wolle nicht téten und sei daher



geflohen. Ferner beflirchte er, dass dem syrischen Regime seine Reisebewegungen bekannt werden kénnen und dass
dies seine in Syrien lebenden Angehorigen (seine Mutter und eine Schwester) in Gefahr bringen kénne.

Mit dem angefochtenen Bescheid vom XXXX wies die belangte Behoérde den Antrag des Bf auf Ausstellung eines
Fremdenpasses ab. Begriindend fuhrte die belangte Behdrde aus, dass dem Bf eine Vorsprache bei der syrischen
Botschaft in Wien zwecks Ausstellung eines syrischen Reisepasses moglich und durchaus zumutbar gewesen sei.
Dementsprechend sei sein Antrag auf Ausstellung eines Fremdenpasses gemald 8 88 Abs. 2a FPG abzuweisen
gewesen.Mit dem angefochtenen Bescheid vom romisch XXXX wies die belangte Behdérde den Antrag des Bf auf
Ausstellung eines Fremdenpasses ab. Begriindend fuhrte die belangte Behorde aus, dass dem Bf eine Vorsprache bei
der syrischen Botschaft in Wien zwecks Ausstellung eines syrischen Reisepasses mdglich und durchaus zumutbar
gewesen sei. Dementsprechend sei sein Antrag auf Ausstellung eines Fremdenpasses gemal} Paragraph 88, Absatz 2 a,
FPG abzuweisen gewesen.

Der Bf erhob gegen den Bescheid fristgerecht Beschwerde. Er brachte im Wesentlichen vor, dass er die syrische
Botschaft nicht aufsuchen kdnne, weil er dadurch die syrischen Behoérden auf seinen unerlaubten Auslandsaufenthalt
aufmerksam machen wurde und nicht ausgeschlossen werden kénne, dass er dadurch seine Angehdrigen - namlich
seine Mutter und eine seiner Schwestern, welche noch in Syrien leben - in Gefahr bringen wirde. Zudem beflrchte er,
vom syrischen Regime oder den Kurden gezwungen zu werden, im Krieg zu kampfen. Er wolle nicht téten missen und
sei daher geflohen. Diese Befurchtungen wirden auch im aktuellen Landerinformationsblatt der
Staatendokumentation zu Syrien Deckung finden. Auf Grundlage des laufend aktualisierten Landerinformationsblatts
der Staatendokumentation zu Syrien bestinden hinlanglich stichhaltige Anhaltspunkte dafir, dass eine
Kontaktaufnahme von Exil-Syrern mit den diplomatischen Vertretungen Syriens im europdischen Ausland zu einer
Geféahrdung sowohl von in Syrien verbliebenen Angehdrigen als auch im Falle der spateren Ruckkehr der betreffenden
Person selbst fihren kénne, was die Unzumutbarkeit einer solchen Kontaktaufnahme bewirke und damit auch, dass
die betreffenden Personen im Sinne des § 88 Abs. 2a FPG ,nicht in der Lage sind, sich ein giltiges Reisedokument ihres
Heimatstaates zu beschaffen”. Die rechtskraftige Ablehnung seines Asylantrages durch das Bundesverwaltungsgericht
andere nichts daran, weil es dem Sinn und dem Zweck des § 33 Abs. 4 BFA-VG, ebenso wie volkerrechtlichen Usancen
auch konterkarieren wirde, wenn durch die Kontaktaufnahme mit der Botschaft eine asylrelevante Gefdhrdung erst
geschaffen wurde. Der Bf beantragte die Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung, die Stattgebung der
vorliegenden Beschwerde und auszusprechen, dass ihm gemaR § 88 Abs. 2a FPG ein Fremdenpass mit funfjahriger
Gultigkeit auszustellen ist.Der Bf erhob gegen den Bescheid fristgerecht Beschwerde. Er brachte im Wesentlichen vor,
dass er die syrische Botschaft nicht aufsuchen kénne, weil er dadurch die syrischen Behdrden auf seinen unerlaubten
Auslandsaufenthalt aufmerksam machen wirde und nicht ausgeschlossen werden kénne, dass er dadurch seine
Angehdrigen - ndmlich seine Mutter und eine seiner Schwestern, welche noch in Syrien leben - in Gefahr bringen
wirde. Zudem beflirchte er, vom syrischen Regime oder den Kurden gezwungen zu werden, im Krieg zu kampfen. Er
wolle nicht téten muissen und sei daher geflohen. Diese Beflirchtungen wirden auch im aktuellen
Landerinformationsblatt der Staatendokumentation zu Syrien Deckung finden. Auf Grundlage des laufend
aktualisierten Landerinformationsblatts der Staatendokumentation zu Syrien bestinden hinlanglich stichhaltige
Anhaltspunkte dafir, dass eine Kontaktaufnahme von Exil-Syrern mit den diplomatischen Vertretungen Syriens im
europdischen Ausland zu einer Gefdhrdung sowohl von in Syrien verbliebenen Angehérigen als auch im Falle der
spateren Ruckkehr der betreffenden Person selbst fiihren konne, was die Unzumutbarkeit einer solchen
Kontaktaufnahme bewirke und damit auch, dass die betreffenden Personen im Sinne des Paragraph 88, Absatz 2 a,
FPG ,nicht in der Lage sind, sich ein glltiges Reisedokument ihres Heimatstaates zu beschaffen”. Die rechtskraftige
Ablehnung seines Asylantrages durch das Bundesverwaltungsgericht andere nichts daran, weil es dem Sinn und dem
Zweck des Paragraph 33, Absatz 4, BFA-VG, ebenso wie vilkerrechtlichen Usancen auch konterkarieren wirde, wenn
durch die Kontaktaufnahme mit der Botschaft eine asylrelevante Gefahrdung erst geschaffen wirde. Der Bf beantragte
die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung, die Stattgebung der vorliegenden Beschwerde und auszusprechen,
dass ihm gemaR Paragraph 88, Absatz 2 a, FPG ein Fremdenpass mit finfjahriger Glltigkeit auszustellen ist.

Die Beschwerde wurde dem Bundesverwaltungsgericht unter Anschluss der Akten des Verfahrens mit Schreiben vom
XXXX , eingelangt am XXXX , vorgelegt.Die Beschwerde wurde dem Bundesverwaltungsgericht unter Anschluss der
Akten des Verfahrens mit Schreiben vom rémisch XXXX, eingelangt am romisch XXXX, vorgelegt.

Mit Schreiben vom XXXX wurden dem Bf und der belangten Behorde eine ACCORD-Anfragebeantwortung zu Syrien
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vom 01.02.2024: Informationen zu Mdglichkeiten der Erlangung eines syrischen Reisedokuments (Moglichkeiten,
Voraussetzungen, Rolle des konkreten Herkunftsortes, persdnliche Anwesenheit, Folgen fur Antragstelleriinnen im
Inland und Verwandte im Herkunftsstaat) Gbermittelt.Mit Schreiben vom réomisch XXXX wurden dem Bf und der
belangten Behorde eine ACCORD-Anfragebeantwortung zu Syrien vom 01.02.2024: Informationen zu Moéglichkeiten der
Erlangung eines syrischen Reisedokuments (Mdglichkeiten, Voraussetzungen, Rolle des konkreten Herkunftsortes,
personliche Anwesenheit, Folgen fur Antragsteller:innen im Inland und Verwandte im Herkunftsstaat) Gbermittelt.

Mit Stellungnahme vom XXXX brachte die belangte Behdrde im Wesentlichen vor, dass der Bf lGber einen syrischen
Personalausweis im Original verfuge, welchen er im Asylverfahren vorgelegt habe und welcher ihm bereits ausgefolgt
worden sei. Sie wies darauf hin, dass der syrische Personalausweis im Rahmen des Asylverfahrens auch auf Echtheit
Uberpruft worden sei und das Landeskriminalamt Abteilung 8 (KPU) mitgeteilt habe, dass es bei dem vom Bf
vorgelegten Personalausweis keine Hinweise auf eine Falschung gebe. Aus diesem Grund sei die Behauptung des Bf,
wonach er die erforderlichen Unterlagen nicht vorlegen kdnne, nicht nachvollziehbar, da er jedenfalls Uber einen
syrischen Personalausweis verfiige. Vor dem Hintergrund der eingefiihrten ACCORD-Anfragebeantwortung vom
01.02.2024 und der Tatsache, dass der Bf Uber einen syrischen Personalausweis im Original verflige, sei davon
auszugehen, dass der Bf in der Lage ist, sich ein glltiges syrisches Reisedokument zu beschaffen.Mit Stellungnahme
vomromisch XXXX brachte die belangte Behdrde im Wesentlichen vor, dass der Bf Uber einen syrischen
Personalausweis im Original verflige, welchen er im Asylverfahren vorgelegt habe und welcher ihm bereits ausgefolgt
worden sei. Sie wies darauf hin, dass der syrische Personalausweis im Rahmen des Asylverfahrens auch auf Echtheit
Uberpruft worden sei und das Landeskriminalamt Abteilung 8 (KPU) mitgeteilt habe, dass es bei dem vom Bf
vorgelegten Personalausweis keine Hinweise auf eine Falschung gebe. Aus diesem Grund sei die Behauptung des Bf,
wonach er die erforderlichen Unterlagen nicht vorlegen kdnne, nicht nachvollziehbar, da er jedenfalls Uber einen
syrischen Personalausweis verfiige. Vor dem Hintergrund der eingefihrten ACCORD-Anfragebeantwortung vom
01.02.2024 und der Tatsache, dass der Bf Uber einen syrischen Personalausweis im Original verflige, sei davon
auszugehen, dass der Bf in der Lage ist, sich ein giiltiges syrisches Reisedokument zu beschaffen.

Mit Schreiben vom XXXX wurde dem Bf die ACCORD-Anfragebeantwortung zu Syrien vom 01.02.2024 erneut zugestellt,
da die erste Sendung an ihn als ,Unzustellbar, da verzogen” an das Bundesverwaltungsgericht von der
Osterreichischen Post retourniert wurde. Nach Durchfiihrung von Nachforschungen stellte sich heraus, dass die
Sendung irrtimlich an seine alte Postadresse adressiert wurde.Mit Schreiben vom rémisch XXXX wurde dem Bf die
ACCORD-ANnfragebeantwortung zu Syrien vom 01.02.2024 erneut zugestellt, da die erste Sendung an ihn als
+Unzustellbar, da verzogen” an das Bundesverwaltungsgericht von der dsterreichischen Post retourniert wurde. Nach
Durchfihrung von Nachforschungen stellte sich heraus, dass die Sendung irrtimlich an seine alte Postadresse
adressiert wurde.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch Il.  Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1.  Feststellungen:

Der Bf ist syrischer Staatsangehoriger und stellte am XXXX einen Antrag auf internationalen Schutz im &sterreichischen
Bundesgebiet.Der Bf ist syrischer Staatsangehdriger und stellte am rémisch XXXX einen Antrag auf internationalen
Schutz im 6sterreichischen Bundesgebiet.

Mit Bescheid vom XXXX wurde der Antrag des Bf auf internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status
des Asylberechtigten gemaR § 3 Abs 1 iVm§& 2 Abs 1 Z 13 AsylG abgewiesen und ihm der Status des subsidiar
Schutzberechtigten gemaR § 8 Abs 1 AsylG zuerkannt. Ihm wurde zunachst eine befristete Aufenthaltsberechtigung fur
subsidiar Schutzberechtigte fir ein Jahr erteilt. Die befristete Aufenthaltsberechtigung fir subsidiar Schutzberechtigte
wurde von der belangten Behdrde mittlerweile bis XXXX verlangert.Mit Bescheid vom romisch XXXX wurde der Antrag
des Bf auf internationalen Schutz hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemaR Paragraph 3,
Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG abgewiesen und ihm der Status des subsidiar
Schutzberechtigten gemaR Paragraph 8, Absatz eins, AsylG zuerkannt. lhm wurde zundchst eine befristete
Aufenthaltsberechtigung fir subsididr Schutzberechtigte fir ein Jahr erteilt. Die befristete Aufenthaltsberechtigung fur
subsidiar Schutzberechtigte wurde von der belangten Behdrde mittlerweile bis rémisch XXXX verlangert.

Die vom Bf erhobene Beschwerde gegen die Nichtzuerkennung des Asylstatus wurde mit Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes vom XXXX , zu Zahl XXXX, als unbegriindet abgewiesen und die Revision fur nicht zulassig


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/2
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/8

erklart.Die vom Bf erhobene Beschwerde gegen die Nichtzuerkennung des Asylstatus wurde mit Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes vom rémisch XXXX, zu Zahl rémisch XXXX, als unbegrindet abgewiesen und die Revision
far nicht zulassig erklart.

Das Bundesverwaltungsgericht legte seiner Entscheidung vom XXXX u.a. folgende Feststellungen zugrunde:Das
Bundesverwaltungsgericht legte seiner Entscheidung vom romisch XXXX u.a. folgende Feststellungen zugrunde:

,1.2.1. Das Heimatdorf XXXX , befindet sich unter der Kontrolle der Turkei und Turkei-naher Milizen, darunter die
Syrische Nationalarmee (SNA, vormals ,Freie Syrische Armee”).,1.2.1. Das Heimatdorf rémisch XXXX , befindet sich
unter der Kontrolle der Turkei und Turkei-naher Milizen, darunter die Syrische Nationalarmee (SNA, vormals ,Freie
Syrische Armee”).

1.2.2. Der BF ist zum Entscheidungszeitpunkt 42 Jahre alt und hat den Wehrdienst von 2000 bis 2003 in Damaskus in
Syrien als einfacher Soldat abgeleistet. Der BF wurde damals als Zivilpolizist eingesetzt. Die Herkunftsregion des BF
steht nicht im Einfluss- oder Kontrollgebiet des syrischen Regimes. Im Falle seiner Ruckkehr nach Syrien in seine
Herkunftsregion, in das Dorf XXXX , ist der BF nicht mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit einer realen Gefahr der
Verfolgung durch das syrische Regime ausgesetzt.1.2.2. Der BF ist zum Entscheidungszeitpunkt 42 Jahre alt und hat
den Wehrdienst von 2000 bis 2003 in Damaskus in Syrien als einfacher Soldat abgeleistet. Der BF wurde damals als
Zivilpolizist eingesetzt. Die Herkunftsregion des BF steht nicht im Einfluss- oder Kontrollgebiet des syrischen Regimes.
Im Falle seiner Rickkehr nach Syrien in seine Herkunftsregion, in das Dorf romisch XXXX , ist der BF nicht mit
mafgeblicher Wahrscheinlichkeit einer realen Gefahr der Verfolgung durch das syrische Regime ausgesetzt.

1.2.3. Im Falle seiner Rickkehr nach Syrien in seine Herkunftsregion, in das Dorf XXXX , ist der BF zudem keiner Gefahr
durch die Kurden ausgesetzt. Die Herkunftsregion des BF befindet sich auRerhalb des Einflussbereichs der
Demokratischen Selbstverwaltung flr Nord- und Ostsyrien. Der BF hatte und hat in seiner Herkunftsregion keinerlei
Probleme mit den Kurden oder Milizen. Im Gebiet Nordost-Syrien verpflichtet ein Dekret Manner im Alter zwischen 18
und 24 Jahren zum ,Wehrdienst” in der ,Demokratischen Selbstverwaltung fir Nord und Ostsyrien“.1.2.3. Im Falle
seiner Rickkehr nach Syrien in seine Herkunftsregion, in das Dorf romisch XXXX , ist der BF zudem keiner Gefahr durch
die Kurden ausgesetzt. Die Herkunftsregion des BF befindet sich auBerhalb des Einflussbereichs der Demokratischen
Selbstverwaltung fur Nord- und Ostsyrien. Der BF hatte und hat in seiner Herkunftsregion keinerlei Probleme mit den
Kurden oder Milizen. Im Gebiet Nordost-Syrien verpflichtet ein Dekret Manner im Alter zwischen 18 und 24 Jahren zum
Wehrdienst” in der ,Demokratischen Selbstverwaltung fir Nord und Ostsyrien”.

1.2.4. Im Falle seiner Rickkehr nach Syrien in seine Herkunftsregion, in das Dorf XXXX ist der BF ebenfalls keiner Gefahr
durch die tirkische Armee und den ihr verblindeten Milizen ausgesetzt. Der BF hatte und hat in seiner
Herkunftsregion keinerlei Probleme mit diesen gehabt.1.2.4. Im Falle seiner Ruckkehr nach Syrien in seine
Herkunftsregion, in das Dorf romisch XXXX ist der BF ebenfalls keiner Gefahr durch die tlrkische Armee und den ihr
verblindeten Milizen ausgesetzt. Der BF hatte und hat in seiner Herkunftsregion keinerlei Probleme mit diesen gehabt.

1.2.5. Einer der Bruder des BF, welcher auRRerhalb von Syrien lebt, hat den Militdrdienst noch nicht abgeleistet.
Gleiches gilt fur die S6hne zweier Cousins des BF, welche ebenso auRerhalb von Syrien leben. Dem BF drohen keine
konkreten Gefahren aufgrund einer allfalligen Verweigerung des Militdrdienstes durch genannte Familienangehoriger.
Es besteht kein reales Risiko, dass dem BF aufgrund der Zugehorigkeit zu seiner Familie in Syrien psychische oder
physische Verfolgung droht.

1.2.6. Eine Verfolgung aufgrund der Ausreise des BF bzw. einer ihm hierdurch allfallig unterstellten oppositionellen
Haltung ist ebenfalls unwahrscheinlich. Nicht jedem Ruckkehrer, der unrechtmal3ig ausgereist ist und der im Ausland
einen Asylantrag gestellt hat, wird eine oppositionelle Gesinnung unterstellt.

1.2.7. Der BF ist im Falle einer Ruckkehr nach Syrien aus Grinden der Rasse, der Religion, der Nationalitat, der
Zugehdrigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen Ansichten von staatlicher Seite oder
von Seiten Dritter nicht bedroht.”

Mit Beschluss vom XXXX lehnte der Verfassungsgerichtshof die Behandlung der - gegen das ergangene Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes - erhobene Beschwerde ab und trat die Beschwerde dem Verwaltungsgerichtshof zur
Entscheidung ab.Mit Beschluss vom romisch XXXX lehnte der Verfassungsgerichtshof die Behandlung der - gegen das



ergangene Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes - erhobene Beschwerde ab und trat die Beschwerde dem
Verwaltungsgerichtshof zur Entscheidung ab.

Der Bf stellte am XXXX einen Antrag auf Ausstellung eines Fremdenpasses gemald 8 88 Abs. 2a FPG.Der Bf stellte am
réomisch XXXX einen Antrag auf Ausstellung eines Fremdenpasses gemal Paragraph 88, Absatz 2 a, FPG.

Der Antrag wurde mit dem nunmehr angefochtenen Bescheid der belangten Behdrde vom XXXX mit der Begrindung
abgewiesen, dass es dem Bf mdglich und zumutbar sei, zur syrischen Botschaft in Wien zu gehen und sich ein
Reisedokument seines Herkunftsstaates ausstellen zu lassen.Der Antrag wurde mit dem nunmehr angefochtenen
Bescheid der belangten Behérde vom romisch XXXX mit der Begrindung abgewiesen, dass es dem Bf mdglich und
zumutbar sei, zur syrischen Botschaft in Wien zu gehen und sich ein Reisedokument seines Herkunftsstaates

ausstellen zu lassen.
Zur Ausstellung eines syrischen Reisepasses sind der syrischen Vertretungsbehdrde folgende Dokumente vorzulegen:

Aktuelle Fotos, der alte Reisepass, eine Kopie des Personalausweises oder des Zivilregisterauszugs sowie die aktuelle
Aufenthaltskarte des Wohnstaates.

Im Falle der erstmaligen Antragsstellung ist es notwendig, den Personalausweis oder ein vom syrischen
AuBenministerium beglaubigtes Personenstandsdokument mit Foto, dessen Ausstellung nicht mehr als drei Monate

zurlckliege, vorzulegen.
Die Bearbeitungsgebuhr betragt bei einem reguldren Antrag 265 Euro und bei einem Eilantrag 705 Euro.

Politische Aktivitaten in Osterreich wurden vom Bf nicht vorgebracht. Aus dem Umstand der Ausreise aus Syrien
alleine ist im Falle der Beantragung eines Reisedokuments eine unmittelbare Gefdhrdung des Bf oder seiner Familie
nicht mit mafgeblicher Wahrscheinlichkeit ableitbar. Konkrete Griinde fir die Annahme, dass die Beantragung eines
Reisepasses bei der syrischen Vertretungsbehdrde in Wien zu Repressalien fir den Bf oder seine in Syrien (Dorf XXXX)
lebenden Angehdrigen fuhren wuirde, liegen nicht vor. Dies insbesondere vor dem Hintergrund, dass das syrische
Regime keine Zugriffsmoglichkeit auf den Herkunftsort des Bf, XXXX , hat und sich dort seine Familienangehérigen
(seine Eltern und eine Schwester) befinden.Politische Aktivitaten in Osterreich wurden vom Bf nicht vorgebracht. Aus
dem Umstand der Ausreise aus Syrien alleine ist im Falle der Beantragung eines Reisedokuments eine unmittelbare
Geféhrdung des Bf oder seiner Familie nicht mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit ableitbar. Konkrete Griinde fur die
Annahme, dass die Beantragung eines Reisepasses bei der syrischen Vertretungsbehdérde in Wien zu Repressalien fir
den Bf oder seine in Syrien (Dorf romisch XXXX ) lebenden Angehérigen fuhren wirde, liegen nicht vor. Dies
insbesondere vor dem Hintergrund, dass das syrische Regime keine Zugriffsmoglichkeit auf den Herkunftsort des Bf,
rémisch XXXX, hat und sich dort seine Familienangehdrigen (seine Eltern und eine Schwester) befinden.

Der Bf hat keinen Nachweis erbracht, dass ihm durch die syrische Botschaft in Wien kein Reisepass ausgestellt wird.
Der Bf hat nicht einmal den Versuch unternommen, einen Reisepass bei der syrischen Botschaft zu beantragen.

Der Bf verflgt tber einen syrischen Personalausweis im Original und hat nicht behauptet, dass ihm die Aufbringung
der Gebuhr fur die Passausstellung nicht moglich ware.

Dem Bf droht aufgrund seines Aufenthaltes und seines Aufenthaltsstatus in Osterreich weder individuell noch konkret
Lebensgefahr, noch ein Eingriff in die korperliche Integritat durch den syrischen Staat.

Der Bf hat die Ausstellung eines syrischen Reisepasses bei der syrischen Botschaft in Wien nicht beantragt. Es ist dem
Bf moglich und zumutbar, bei der syrischen Botschaft in Wien vorzusprechen, um einen syrischen Reisepass zu
beantragen. Mit seinem im Asylverfahren vorgelegten syrischen Personalausweis verflgt er Uber die fur die
Antragstellung erforderlichen Dokumente.

Feststellungen zur Lage im Herkunftsstaat
Die Landerfeststellungen zur Lage in Syrien basieren auf nachstehenden Quellen:

- ACCORD-ANnfragebeantwortung zu Syrien vom 01.02.2024: Informationen zu Mdoglichkeiten der Erlangung eines
syrischen Reisedokuments (Mdglichkeiten, Voraussetzungen, Rolle des konkreten Herkunftsortes, personliche
Anwesenheit, Folgen fur Antragsteller:innen im Inland und Verwandte im Herkunftsstaat).



Auszug aus der ACCORD-Anfragebeantwortung zu Syrien; Informationen zu Mdoglichkeiten der Erlangung eines
syrischen Reisedokuments vom 01.02.2024:

L]

Méglichkeit fur syrische Staatsangehérige, in Osterreich ein giiltiges Reisedokument des Heimatstaates zu erhalten
(Voraussetzungen, Relevanz des Herkunftsortes)

Die syrische Botschaft in Wien beschreibt auf ihrer Webseite den Prozess einer Passverlangerung beziehungsweise der
erstmaligen Antragsstellung fir einen Pass. Erforderliche Unterlagen wirden aktuelle Fotos, der alte Reisepass, eine
Kopie des Personalausweises oder des Zivilregisterauszugs sowie die aktuelle Aufenthaltskarte des Wohnstaates

inkludieren.

Im Falle der erstmaligen Antragsstellung sei es notwendig, den Personalausweis oder ein vom syrischen
AuBenministerium beglaubigtes Personenstandsdokument mit Foto, dessen Ausstellung nicht mehr als drei Monate
zurlickliege, vorzulegen. Die Bearbeitungsgebihr betrage bei einem reguldaren Antrag 265 Euro und bei einem
Eilantrag 705 Euro. Die jeweilige Gebuhr sei bei Einreichung des Antrags zu entrichten. Sollte der alte Pass beschadigt
sein, sei eine zusatzliche Schadensersatzgebuthr von 45 Euro zu entrichten. Bei Verlust des alten Passes, musse der/die
Antragsteller-in zusatzlich zu den genannten Dokumenten eine Verlustmeldung der Polizei, ausgestellt von den
ortlichen Behorden des Landes, in dem der Pass verloren gegangen sei, ins Arabische Ubersetzt und vom
AuBBenministerium beglaubigt, vorlegen (Syrische Botschaft Wien, ohne Datum). Die syrische Botschaft in Brissel
merkt an, dass bei einer Passantragsstellung von Mannern deren Wehrpflichtstatus ermittelt werde. Die Botschaft

verlange eine Kopie eines Dokuments zum Nachweis des Wehrpflichtstatus (Syrische Botschaft Brissel, ohne Datum a).

Die Asylagentur der Europaischen Union (European Union Agency for Asylum, EUAA) zitiert im Juni 2021 das Syria
Justice and Accountability Centre (SJAC). Laut SJAC behindere das Fehlen von Dokumenten nicht unbedingt den
Riickkehrprozess. Wer keinen Reisepass besitze oder dessen Reisepass abgelaufen sei, kdnne bei einer syrischen

Auslandsvertretung einen LaissezPasser beantragen (EUAA, Juni 2021, S. 25).

Die syrischen Botschaften in Berlin und Brussel beschreiben auf ihren Webseiten Voraussetzung fur einen solchen
Antrag. Im Falle eines Antrags auf ein Laissez-Passer musse die Person schriftlich die Umstande und Grinde far die
Rackkehr darlegen. Die Botschaft bendtige auBerdem einen syrischen Ausweis (Personalausweis oder eine aktuelle
vom syrischen Auf3enministerium beglaubigte Personenstandsbescheinigung mit einer von der Gemeinde
gestempelten Kopie oder eine Kopie des verlorenen syrischen Passes) und Fotos, eine konsularische Registrierung
sowie die festgelegte Gebuhr. Wenn ein Laissez-Passer auf den Verlust des Reisepasses zurlckzufiihren sei, werde
dem/r Antragsteller-in eine StrafgebUhr auferlegt und eine Meldung bei der Polizei im Wohnsitzland eingeleitet
(Syrische Botschaft Berlin, ohne Datum). Die syrische Botschaft in Brussel flgt hinzu, dass im Falle des Verlusts oder
Diebstahls eine schriftliche Erkldrung des/r Antragsteller-in bendtigt werde, in der die Umstande des Verlusts oder des
Diebstahls erlautert werden sowie eine Verlustmeldung der Polizei und ein spezielles Antragsformular. Die Gebuhr fir
einen Laissez-Passer betrage in Brussel 50 Euro in bar (Syrische Botschaft Brissel, ohne Datum b).

Die Konsularabteilung der syrischen Botschaft in Wien gibt in einer E-Mail-Auskunft an ACCORD vom Janner 2024 an,
dass es im Falle der Passantragsstellung keinen Unterschied mache, aus welchem Teil Syriens der/die Antragsteller-in
stamme (Konsularabteilung der syrischen Botschaft in Wien, 30. Janner 2024).

Es konnten keine weiteren Informationen darlber gefunden werden, ob ein unterschiedlicher Herkunftsort die
Antragstellung eines syrischen Reisedokumentes verandert.

Es wurden Expertinnen zu der Fragestellung kontaktiert. Sollten wir eine Antwort erhalten werden wir diese
unverzuglich an Sie weiterleiten.

Notwendigkeit der persdnlichen Anwesenheit bei Antragsstellung; Méglichkeit der digitalen Antragsstellung

Das syrische Konsulat in Wien erklart in seiner E-Mail-Auskunft, dass ein personliches Erscheinen bei Antragsstellung
erforderlich sei, um Fingerabdriicke und Unterschrift fir den biometrischen Reisepass abzugeben (Konsularabteilung
der syrischen Botschaft in Wien, 30. Janner 2024).

Die Webseite Arab Deutschland, die Informationen Uber das Leben in Deutschland auf Arabisch zur Verfigung stellt,
verdffentlicht im Dezember 2023 die Aktualisierung eines Artikels Uber die Moglichkeit der elektronischen



Verlangerung des syrischen Passes. Es sei Syrer-innen mit Wohnsitz im Ausland maéglich, ihren syrischen Pass mithilfe
einer speziellen vom syrischen AuBenministerium zur Verflgung gestellten elektronischen Plattform zu verlangern.
Durch diesen Dienst sei es moglich, den syrischen Pass zu verlangern, ohne eine syrische diplomatische Vertretung
aufsuchen zu mussen. Erforderliche Dokumente mussten hochgeladen werden und es misse online eine Gebuhr von
360 US-Dollar bezahlt werden. Der alte Reisepass musse zusammen mit einem ausgedruckten Formular und zwei
Fotos per DHL an die syrische Botschaft in Oman geschickt werden. In weiterer Folge missten Antragsteller-innen ein
Video ihres Gesichts aufnehmen, in dem sie ihren Namen, Datum und einen per E-Mail erlangten Code nennen
mussten. Die Bearbeitung dauere zwischen 21 und 40 Tage und Antragsteller-innen wirden ihren neuen Pass per Post
erhalten (Arab Deutschland, 24. Dezember 2023; siehe auch: Elektronisches Konsularbiiro, ohne Datum a).

Laut dem Center for Operationen Analysis and Research (COAR) habe das AuRenministerium das ,Online-Portal fur
syrische Expatriate-Dienste” Ende November 2021 gestartet. Das Portal ermogliche es im Ausland lebenden
Syrer-innen, auf konsularische Dienste zuzugreifen, Dokumente wie Geburts- und Heiratsurkunden zu beantragen und
Passe zu verlangern. COAR merkt an, dass E-Governance-Systeme nur so gut seien wie ihre zugrunde liegenden
Aufzeichnungen und Daten, die im Fall Syriens fragmentiert und lUckenhaft seien oder ganz fehlen wirden (COAR, 13.
Dezember 2021; siehe auch: Netherlands Ministry of Foreign Affairs, Mai 2022, S. 40).

Bitte beachten Sie, dass die folgende Ubersetzung aus dem Schwedischen unter Verwendung von technischen
Ubersetzungshilfen erstellt wurde.

Migrationsverket schreibt in einem Bericht Uber syrische Dokumente vom Janner 2024, dass die syrischen
konsularischen Online-Portals (fir Inland und Ausland) nicht immer einwandfrei funktioniert hatten. Laut einem Artikel
von Enab Baladi aus 2022 sei es zeitweise nicht moglich gewesen einen Passantrag auszufillen. Der Prozess sei
auBerdem mit sehr langen Wartezeiten fUr die Ausstellung der Passe verbunden gewesen. Laut einer von
Migrationsverket kontaktierten Insider-Quelle in Damaskus hatten die online Dienste im Jahr 2023 weitgehend
funktioniert. Es habe jedoch weiterhin lange Wartezeiten gegeben. Migrationsverket erklart in seinem Bericht weiters,
dass online verlangerte Passe nur maximal zwei Jahre glltig seien. Bei einer Passverlangerung erfolge die Zustellung
des Reisepasses per DHL. Fur einen erstmaligen Reisepass musse der/die Antragssteller-in den Pass jedoch bei der
nachstgelegenen Botschaft/Konsult abholen (Migrationsverket, 24. Janner 2024, S. 19-20). Mit Sommer 2023 habe es
355 US-Dollar gekostet einen Reisepass innerhalb von 30 bis 45 Tagen Uber das elektronische Konsularbiro ausgestellt
zu bekommen. Ein Expressantrag (Zustellung innerhalb einer Woche) habe 920 US-Dollar gekostet (Migrationsverket,
24.)anner 2024, S. 21).

Der beschriebene Onlinedienst kann unter folgendem Link aufgerufen werden:

« Elektronisches Konsularbiro, Ministerium fiir auswartige Angelegenheiten und Expatriates, Arabische Republik Syrien
[Arabisch]: Startseite, ohne Datum b https://www.ecsc-expat.sy/

Es konnten auf YouTube eine Vielzahl von Videos gefunden werden, die den Vorgang der digitalen Antragsstellung auf
Passverlangerung Uber das oben genannte Portal beschreiben (YouTube, abgerufen am 24. Janner 2024).

Es konnten keine Berichte (iber die digitale Antragsstellung durch eine/n in Osterreich lebenden Syrer-in gefunden
werden.

Mogliche Folgen flur Antragsteller-innen im Inland oder etwaige Verwandte im Herkunftsstaat (Unterschiede je nach
Herkunftsort, Status in Osterreich, Grund fir Schutzstatus)

EUAA veroffentlicht im Juni 2021 einen Bericht Uber die Situation von Ruckkehrer-innen in Syrien. Nach Angaben einer
in Syrien tatigen internationalen humanitdren Organisation wirden die Namen syrischer Ruckkehrer-innen [aus
Jordanien], wenn sie bei der syrischen Botschaft in Amman um einen Reisepass oder einen Laissez-Passer ansuchen, in
eine zentrale Datenbank eingegeben, um zu Uberprifen, ob die Person Verbindungen zur Opposition oder einer
Jterroristischen” Gruppierung habe (EUAA, Juni 2021, S. 16). Solid Road, eine niederlandische NGO, die (ehemalige)
Asylbewerber-innen und Menschen ohne Aufenthaltserlaubnis bei der freiwilligen Rickkehr aus den Niederlanden in
ihr Herkunftsland unterstitzt, beschreibt gegeniber EUAA die Situation von acht Rlckkehrer-innen aus den
Niederlanden. FUnf der Riuckkehrer-innen (die eine Kernfamilie bildeten) hatten bei der Erneuerung ihrer Passe in der
syrischen Botschaft in Brussel eine Erkldrung unterzeichnen miissen, dass sie Syrien aufgrund der Kriegssituation und



nicht wegen der syrischen Behdrden verlassen hatten. Soweit bekannt, hatten die anderen drei Rickkehrer-innen eine
solche Erklarung nicht unterzeichnen mussen. Den Ruckkehrer-innen seien bei der Ankunft in Syrien Fragen zu ihren
Fluchtgriinden gestellt worden (EUAA, Juni 2021, S. 11).

Al-Araby Al-Jadeed (auch The New Arab genannt), ein 2014 in London gegriindetes Medienunternehmen, schreibt im
November 2021, dass syrische Botschaften als Zweige des Geheimdienstes wahrgenommen wurden. Ein syrischer
Fluchtling aus Berlin habe gegentber Al-Araby Al-Jadeed berichtet, dass die Botschaft Druck auf ihn ausgelbt habe, die
Freistellungsgebuhr fur seine zwei wehrpflichtigen Séhne zu bezahlen. Ein Syrer mit Wohnsitz in Schweden habe
ebenfalls ausgesagt, dass er bei seinem Besuch der Botschaft in Stockholm verschleierten Drohungen ausgesetzt
gewesen sei, die sich auf den Verbleib seiner Familie in Syrien und die Gesetze zur Beschlagnahmung von Eigentum
bezogen hatten. Er habe sich gezwungen gesehen, entweder nach Syrien zu reisen oder ,finanzielle Erpressung” in
Kauf zu nehmen (Al-Araby Al-Jadeed, 18. November 2021).

COAR schreibt im Dezember 2021, dass viele [Syrer-innen] Bedenken hatten, syrische Konsulate personlich
aufzusuchen, weil sie beflrchten wirden, von feindseligen Beamt-innen beschimpft/misshandelt (,fears of abuse”)
oder im schlimmsten Fall verhaftet zu werden (COAR, 13. Dezember 2021).

SJAC berichtet in einem Artikel vom Marz 2022, dass das Innenministerium Passantrage innerhalb Syriens Gberwache.
Antragstelleriinnen oder Familienangehérige, die in deren Namen einen Antrag stellen, wirden einer
Geheimdienstprtfung unterzogen und infolgedessen willkirliche Inhaftierung, Folter und gewaltsames
Verschwindenlassen riskieren. Auch eine Antragsstellung auBerhalb des Landes berge laut SJAC Sicherheitsrisiken.
Obwohl die syrische Regierung seit 2015 keine geheimdienstlichen Uberpriifungen von Passantragen im Ausland mehr
durchgefiihrt habe, seien Antragsteller-innen dennoch verpflichtet, Video-Testimonials einzureichen. Diese digitalen
Inhalte wirden es der syrischen Regierung ermdoglichen, ihre im Ausland lebenden Burger-innen zu geolokalisieren,
was es einfacher mache, diejenigen weiterhin zu Uberwachen, die die Regierung verdachtige, Dissident-innen zu sein
oder denen sie vorwerfe, Syrien illegal verlassen zu haben (SJAC, 31. Méarz 2022).

Die regierungskritische syrische Medienorganisation Enab Baladi zitiert in einem Artikel vom November 2022 den in
Deutschland ansassigen syrischen Anwalt und Rechtsberater der Gruppe ,Caesar Files”, Ibrahim Al-Kasem. Al-Kasem
sei davon Uberzeugt, dass die in Deutschland vorherrschende Zwangserneuerung von Passen [fUr subsidiar
schutzberechtige Syrer-innen] dazu beitrage, dass es der syrischen Regierung moglich sei, eine Datenbank aufzubauen
und die Antragstellenden dem Risiko der stédndigen Uberwachung aussetze (Enab Baladi, 20. November 2022).

Laut einem Artikel des oppositionellen, syrischen Nachrichtensenders Syria TV vom Marz 2023 wiirde fur viele
Fliichtlinge der Besuch der syrischen Botschaft Angste wecken. Manche wiirden sich weigern, zur Botschaft zu gehen,
wie im Fall des Flichtlings Muhammad Bibo, der mit seiner Familie geflohen sei, nachdem er den
Einberufungsbescheid vom Rekrutierungsbiro erhalten habe. Bibo habe Angst, seine Familie nicht wiederzusehen.
Syria TV zitiert den fluchtlingspolitischen Sprecher Tareq Alaows. Alaows beflirchte, dass niemand eingreifen kdnne,
falls die syrischen Behdrden einen Flichtling in der Botschaft festnehmen wiirden. Zudem seien Folgen fir Angehdrige
auBerhalb Deutschlands schwer abzuschatzen. Selbst wenn Mohamed Bibo in der Botschaft nichts passiere, wiirden
sie, falls er Familie in Syrien habe, dort eine Verhaftung oder ein Verhér durch Geheimdienste beflrchten. Durch
seine Beratungstatigkeit kenne Alaows einige Falle, in denen genau das passiert sei. (Syria TV, 3. Mdrz 2023)

Im Mai 2023 verbffentlicht SJAC einen Bericht die Uberwachung von Syrer-innen durch syrische Botschaften. Laut SJAC
sei die Wiedereroffnung syrischer Botschaften ein entscheidendes Mittel, um die Kontrolle Uber syrische Birger-innen
im Ausland zu verscharfen. Seit 2011 hatten Berichte, dass Regierungsbeamt-innen Botschaften als Ausgangspunkt fur
die Uberwachung und Einschiichterung syrischer politischer Gegner-innen nutzen wiirden, zugenommen. SJAC habe
Dokumente mehrerer Geheimdienste aus den Jahren 2009 bis 2012 eingesehen, die die Uberwachung von Syrer-innen
in WeiRrussland, Belgien, Zypern, Agypten, Frankreich, Griechenland, Irak, Japan, Jordanien, Libanon, Russland, Saudi-
Arabien, Tirkei, Ukraine, Vereinigtes Konigreich und Jemen dokumentieren wirden. Die Dokumente wirden zeigen,
dass die syrische Regierung im gesamten Netzwerk diplomatischer Vertretungen systematische
UberwachungsmaRnahmen im Ausland durchgefiihrt habe. Die Uberwachung habe weltweit stattgefunden und auch
in Landern, in denen es nur eine winzige syrische Auswanderergemeinschaft gegeben habe. Es sei wenig Uber die
Weiterverfolgung der Geheimdienstinformationen bekannt. SJAC mutmalRt, dass es zu todlicher Gewalt kommen
konnte (SJAC, 3. Mai 2023).



Es konnten online keine Informationen Gber Unterschiede aufgrund des Herkunftsortes, des Status in Osterreich und
des Grundes fur den Schutzstatus gefunden werden. Gesucht wurde auf Arabisch, Deutsch und Englisch mittels
ecoi.net, Factiva und Google nach einer Kombination aus folgenden Suchbegriffen: Osterreich, Syrer-innen, Folgen,
Antragsstellung, Pass, Reisedokument, Herkunftsort, Regierungsgebiet, AANES, Nordsyrien, Status, Asylberechtigt,
subsidiar Schutzberechtigter.

Es wurden Expertinnen zu den Fragestellungen kontaktiert. Sollten wir eine Antwort erhalten werden wir diese

unverziglich an Sie weiterleiten.

[...]
2. Beweiswirdigung:

Beweis wurde erhoben durch Einsicht in den Verwaltungsakt sowie in den Gerichtsakt und in aktuelle

Landerinformationen.

Die Feststellungen Uber die Staatsangehdrigkeit und den Zeitpunkt der Asylantragstellung, stitzen sich auf den Inhalt
des Verwaltungs- und Gerichtsaktes.

Die Feststellungen hinsichtlich der Zuerkennung des subsididren Schutzes, der erteilten befristeten
Aufenthaltsberechtigungen sowie die Verlangerung seiner Aufenthaltsberechtigung durch die belangte Behdrde,
ergeben sich zweifelsfrei aus den vorgelegten Verfahrensakten des verwaltungsbehdérdlichen Verfahrens sowie einem
aktuellen IZR-Auszug.

Die Abweisung der Beschwerde gegen die Nichtzuerkennung des Asylstatus ergibt sich aus dem im Akt einliegenden
Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom XXXX , zu Zahl XXXX .Die Abweisung der Beschwerde gegen die
Nichtzuerkennung des Asylstatus ergibt sich aus dem im Akt einliegenden Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes
vom rémisch XXXX, zu Zahl rémisch XXXX .

Die auszugsweise angeflihrten Feststellungen des Bundesverwaltungsgerichtes sind dem Erkenntnis vom XXXX , zu
Zahl XXXX zu entnehmen.Die auszugsweise angeflihrten Feststellungen des Bundesverwaltungsgerichtes sind dem

Erkenntnis vom rémisch XXXX, zu Zahl romisch XXXX zu entnehmen.

Die Ablehnung der Behandlung der Beschwerde durch den Verfassungsgerichtshof und die gleichzeitige Abtretung der

Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof, ergibt sich aus dem Verwaltungsakt.

Die Feststellung, dass der Bf die Ausstellung eines Fremdenpasses gemal3 8 88 Abs 2a FPG beantragt hat, ergibt sich
aus dem, im Verwaltungsakt einliegenden Antrag (AS 1 ff).Die Feststellung, dass der Bf die Ausstellung eines

Fremdenpasses gema

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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